
dessen, daß sie vom möglichen Prozeßergebnis abwei­
chen, ihre Dispositionen getroffen haben. Das ist zu 
verneinen. Für eine Aufhebung ist vielmehr, nicht zu­
letzt zur Wahrung der Rechtssicherheit, Voraussetzung, 
daß entweder unverzichtbare Grundsätze des Familien­
rechts verletzt wurden oder die Beeinträchtigung der 
Rechte der Parteien oder Dritter erheblich ist. Sofern 
nachteilige Auswirkungen nicht eingetreten oder diese 
nur gering sind, ist die erteilte Bestätigung nicht auf­
zuheben. Strengere Anforderungen an die Aufrecht­
erhaltung des Bestätigungsbeschlusses sind dann zu 
stellen, wenn die Ausgestaltung des Vergleichs — was 
nur selten der Fall sein wird — von einer rechtlich 
unzutreffenden Belehrung des Gerichts beeinflußt wor­
den ist.
Fehlerhaft ist auch die Kostenentscheidung des Stadt­
gerichts. Der Hinweis auf § 43 Abs. 3 FVerfO ist un­
verständlich. Das Verfahren auf Abänderung einer 
früheren im Rahmen eines Eherechtsstreits ergangenen 
Unterhaltsentscheidung ist ein selbständiges neues Ver­
fahren, auf das die Vorschrift, daß für bestimmte mit 
der Ehesache verbundenen Ansprüche keine besonde­
ren Gebühren erhoben werden, nicht angewendet wer­
den kann. Nachdem das Stadtgericht die Beschwerde 
des Antragstellers für unbegründet ansah, hätte es ihm 
folgerichtig gemäß § 44 Abs. 1 FVerfO, § 97 Abs. 1 ZPO, 
§ 38 GKG auch die Kosten des Rechtsmittelverfahrens 
auferlegen müssen. Gerichtsgebührenfrei wäre das Ver­
fahren nur dann gewesen, wenn der Beschwerde statt­
gegeben worden wäre.
Da der Beschluß des Stadtgerichts §§ 20, 44 FVerfO, 
§§ 97, 574 ZPO und § 38 GKG verletzt, war er aufzu­
heben und die Sache zur anderweitigen Entscheidung 
zurückzuverweisen (§11 Abs. 1 ÄEG in Verbindung mit 
entsprechender Anwendung der §§ 564, 565 Abs. 1 ZPO).

§§ 11, 39 FGB.
. Die Alleinverfügung eines Ehegatten über ein gepach­
tetes Wochenendgrundstück, das der gemeinsamen Le­
bensführung der Familie dient, stellt einen Mißbrauch 
seiner Vertretungsmacht nach § 11 FGB dar. Sie ist 
unwirksam und kann daher bei der Vermögensausein­
andersetzung keine Berücksichtigung finden.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 15. Dezember 
1970 — 2 BCB 66/70.

Die Ehe der Parteien ist seit dem 12. August 1969 rechts­
kräftig geschieden. Das Erziehungsrecht für die 1959 
geborene Tochter wurde der Klägerin übertragen. 
Durch Erlaß einer einstweiligen Anordnung vom 6. Mai 
1969 war dem Verklagten verboten worden, Verfügun­
gen hinsichtlich des während der Ehe auf einem Pacht­
grundstück errichteten Wochenendhauses und des 
Pachtgrundstückes zu treffen. Trotzdem hat er am 13. 
Mai 1969 das Wochenendhaus an den Zeugen K., seinen 
jetzigen Schwiegersohn, verkauft und das Pachtver­
hältnis gelöst.
Die Klägerin beantragte am 4. November 1969 die ge­
richtliche Teilung des gemeinschaftlichen Vermögens. 
Das Stadtbezirksgericht hat der Klägerin die Rechte 
und Pflichten an dem Pachtgrundstück und dem Wo­
chenendhaus übertragen und den Verklagten zur Räu­
mung und Herausgabe des Grundstücks verurteilt. 
Mit der Berufung trägt der Verklagte vor, er habe 
noch bei Bestehen der Ehe für beide Parteien rechts­
wirksam das Pachtverhältnis über das Grundstück am 
1. April 1969 aufgelöst und das Wochenendhaus am 13. 
Mai 1969 verkauft.. Die von ihm getroffenen Verfügun­
gen seien gegenüber dem Verpächter und dem Erwerber 
rechtswirksam. Hierbei habe er nicht über Häuser und 
Grundstücke verfügt, da die Laube zum ständigen Woh­
nen ungeeignet sei. Der Pachtvertrag sei im Einver­
ständnis mit dem Verpächter umgeschrieben worden. 
Als Kaufpreis für das Wochenendhaus seien ihm 2500 M

ohne Quittung gezahlt worden. Er sei bereit, die Hälfte 
dieser Summe der Klägerin zu überlassen.
Die Klägerin beantragt, die Berufung zurückzuweisen. 
Die vom Verklagten während des Ehescheidungsverfah­
rens getroffenen Verfügungen über das Pachtverhältnis 
und über die Rechte an dem Wochenendhaus seien 
unwirksam. Das Objekt habe der ganzen Familie zur 
Erholung gedient und sei auch von den Ehegatten ge­
meinsam beschafft worden. Der Verklagte wolle sich 
nur unter Umgehung der vermögensrechtlichen Aus­
einandersetzung die Nutzung, des Grundstückes sichern. 
Er habe in den Jahren 1969 und 1970 das Grundstück 
weiter genutzt, Versicherungsbeiträge für das Grund­
stück gezahlt und die Versicherung auf seinen Namen 
umschreiben lassen. Sie habe-schon wegen des gemein­
samen Kindes ein dringenderes Interesse an der künf­
tigen Nutzung des Wochenendgrundstückes als der Ver­
klagte.
Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die nach § 13 FGB von einem oder beiden Ehegatten 
während der Ehe durch Arbeit oder aus Arbeits­
einkünften erworbenen Sachen und Vermögensrechte 
gehören beiden Ehegatten gemeinsam und sind bei Be­
endigung der Ehe nach den Grundsätzen des § 39 FGB 
zu verteilen. Das trifft auch auf das während der Ehe 
vom Verklagten übernommene unbebaute Pachtgrund­
stück zu, auf dem das Wochenendhaus errichtet wurde. 
Bei Wochenendgrundstücken sind bei der Verteilung 
nach § 39 FGB — ähnlich wie bei der Ehewohnung 
(§ 34 FGB) — solche Gesichtspunkte, wie das Wohl der 
Kinder und die Lebensverhältnisse der Beteiligten, mit 
zu berücksichtigen.
Zunächst ist davon auszugehen, daß das strittige Ob­
jekt gemeinschaftliches Eigentum der Parteien gewor­
den ist, das nach familienrechtlichen Gesichtspunkten 
zu bewerten ist.
Der Verklagte konnte zwar im Jahre 1956 zugleich für 
die Klägerin allein den Pachtvertrag abschließen, was 
nicht nur nach Inkrafttreten des FGB am 1. April 1966, 
sondern auch in der Zeit zuvor von der gegenseitigen 
Vertretung der Ehegatten mit umfaßt wurde. Die Kün­
digung des Pachtvertrages jedoch liegt, wie die Kün­
digung eines Mietvertrages über die gemeinsame Ehe­
wohnung, nicht im Rahmen der gegenseitigen Vertre­
tung nach § 11 FGB. Als Mitpächterin mußte die 
Klägerin bei der Veränderung des Pachtvertrages mit- 
wirken. Die Auffassung des Verklagten, daß er als Ehe­
mann allein über das Wochenendgrundstück rechts­
wirksam verfügen könne, widerspricht den Grundsät­
zen des § 11 FGB, weil die Lösung des Pachtverhält­
nisses über den Grund und Boden und der Verkauf 
der Gebäude mit Inventar keine Rechtsgeschäfte des 
Alltags mehr sind. Wegen des beachtlichen Wertes 
eines Wochenendhauses und wegen seiner Verwendung 
als Erholungsstätte für die gesamte Familie konnte der 
Verklagte nicht während der Ehe gegen den Willen der 
Klägerin gemäß § 15 Abs. 2 FGB über das Objekt ver­
fügen. Eine solche Verfügung des Verklagten ist un­
wirksam, auch wenn es sich nicht um „Grundstücke 
und Häuser“ zum ständigen Wohnen handelt, sondern 
um ein Gebäude, das zum Aufenthalt während der 
Sommermonate geeignet ist und an dem Eigentum ge­
trennt vom Grundstückseigentum besteht (so auch 
FGB-Kommentar, Berlin 1970, Anm. 4 zu § 15 [S. 86]). 
Eine andere Rechtsfolge kann sich auch nicht aus der 
Auffassung des Verklagten ergeben, er habe das Ge­
bäude allein errichtet und alle Gartenarbeiten gelei­
stet. Im Rahmen der Arbeitsteilung innerhalb der Fa­
milie hat die Klägerin andere Arbeiten geleistet. 
Unstreitig hat sich die Familie bis zum Jahre 1968 ge­
meinsam auf dem Grundstück erholt.
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